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Hallo Wahlkreis !
Liebe Genossinnen und Genossen,
Die parlamentarische Sommerpause neigt sich dem Ende,
aber der Sommer dreht nochmal so richtig auf! Wunderbar
für die vielen "Open-Air-Veranstaltungen", die ich diese
Woche besucht habe und am Wochenende besuchen werde!
Kommt doch auch einfach vorbei, beispielsweise am Sonntag
ab 11 Uhr nach Berod zu den Sommerspielen der
Kinderkrebshilfe - dieses Mal mit "Den Ludolfs" in der Promi-
Mannschaft!
Oder am Sonntag um 13 Uhr nach Forst/Seifen, wo ihr mich
beim Seifenkistenrennen anfeuern könnt. Wie heißt es so
schön: Wer feste arbeitet, darf auch Feste feiern ;) " - also,
vielleicht sehen wir uns dieses Wochenende oder in den
nächsten Wochen auf den wunderbaren Wein- &
Winzerfesten im Kreis Neuwied.
herzlichst

eure Sabine

Topthema
Europa – Griechenland braucht eine faire Chance!
Die Zahlungsunfähigkeit Griechenlands oder sogar der
Austritt Griechenlands aus dem Euro-Verbund dürfen nicht
herbeigeredet werden. Genau das aber geschieht seit
Wochen in der schwarz-gelben Koalition. Diejenigen in der
Koalition, die das Ziel verfolgen, die Griechenland-Hilfen eher
heute als morgen einzustellen und Griechenland aus dem
Euro zu treiben, müssen von Frau Merkel und von
entsprechenden Verantwortungsträgern in der FDP
eingefangen werden.
Sowohl die Zahlungsunfähigkeit als auch ein Euro-Austritt
Griechenlands tragen enorme politische, ökonomische und
soziale Risiken in sich. Wir können es uns in Deutschland
und in Europa nicht erlauben, diese Risiken einzugehen. Das
klare Ziel aller jetzt anstehenden Verhandlungen mit
Griechenland muss der Erhalt der Zahlungsfähigkeit und der
Euro-Mitgliedschaft Griechenlands sein. Es ist eine
Selbstverständlichkeit, dass dafür zu allererst Griechenland
selbst sorgen muss. Daran darf sich nichts ändern. Wir
dürfen die Griechen allerdings nicht dafür bestrafen, dass sie
während ihres Wahlkampfes wertvolle Zeit bei der
Umsetzung der vereinbarten Reformen verloren haben.
Im Gegenteil: Nur in gefestigten politischen Verhältnissen,
deren Herstellung manchmal Zeit braucht, lassen sich die in
Griechenland notwendigen Reformen realisieren. Die
europäischen und IWF-Fachleute, die jetzt die aktuelle Lage
und die Verhältnisse in Griechenland zu prüfen haben, dürfen
sich dabei nicht von den offensichtlichen nationalistischen
Ressentiments gegen Griechenland in CSU und FDP leiten
lassen.
Die Troika muss vielmehr ganz nüchtern und sachlich
analysieren, was Griechenland auf absehbare Zeit an
Haushaltskonsolidierung und an Reformanstrengungen
überhaupt leisten kann, ohne dass die griechische Wirtschaft
und die griechische Gesellschaft vollends auseinander-
fliegen. Die gewünschten Ergebnisse werden sich nur
einstellen, wenn Griechenland nicht überfordert wird.
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Vor diesem Hintergrund sollte auch das deutsche
Parlament und die deutsche Politik den Griechen die
Chance lassen, die notwendige Haushaltskonsolidierung
und die notwendigen Reformen von Wirtschaft und Staat
durchzuführen.
Wenn Griechenland glaubwürdig seine Bereitschaft dazu
darlegen kann, dann kann das unter Umständen eine
gewisse Streckung von Zahlungszielen oder die
Zubilligung vorübergehender Zinserleichterungen
bedeuten. Frau Merkel und ihre Regierung arbeiten bereits
jetzt an entsprechenden Lösungen. Ein Stopp der
europäischen und internationalen Hilfen jetzt im Herbst
würde mit Sicherheit die politischen Verhältnisse in
Griechenland wieder destabilisieren.
Dass die Reformanstrengungen in Griechenland dies
aushalten würden, ist nur schwer vorstellbar.

Inneres
Sportförderung – Geheimniskrämerei muss aufhören!
Minister Friedrich kann es nicht lassen: Er will den Kurs
der völligen Intransparenz in der Sportförderung
weiterführen. Nur so ist zu erklären, dass das
Bundesministerium des Inneren (BMI) gegen den
Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin erneut
Beschwerde einlegt. Nach diesem Beschluss musste das
Innenministerium eine Tabelle zu den Medaillenzielen für
die Olympischen Spiele 2012 und 2014 herausgeben.
So sind der Öffentlichkeit die abstrusen Medaillenziele
zwar nun bekannt, doch weitere Details möchte das BMI
nicht herausgeben. Im Gegenteil schwebt dem Minister
offenbar vor, dass in Zukunft alle Sportverbände einzeln
vor Gericht befragt werden, ob sie einer solchen
Veröffentlichung zustimmen.
Damit soll die Geheimniskrämerei auch weiterhin
Grundsatz der Sportförderung des BMI bleiben. Da das
Oberverwaltungsgericht das Eilverfahren als erledigt
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betrachtet und der Beschwerde nicht stattgegeben hat,
müsste das BMI nun ein Hauptsacheverfahren anstreben.
Beim bisherigen Kurs ist zu erwarten, dass Minister Friedrich
alle Möglichkeiten zur weiteren Verhinderung von
Transparenz ausreizt.
Unsere Bundestagsfraktion hat dies schon seit Jahren
kritisiert und eine Veröffentlichung der Dokumente gefordert.
Schon in der vergangenen Legislaturperiode haben wir die
Veröffentlichung angemahnt. In anderen Ländern, wie
beispielsweise Großbritannien und Dänemark, ist die
Sportförderung transparent. Dies muss auch in Deutschland
möglich sein.
Die Verwendung von über 130 Millionen Euro Steuergeldern
darf nicht als geheime Kommandosache behandelt werden,
über die der Minister und seine Beamten frei verfügen
können. Zudem gibt es in den Sportverbänden berechtigte
Kritik an dem Umgang, den das BMI mit den Sportverbänden
pflegt.

Umwelt
Energiewende – Ehrliche Bilanz nach einem Jahr nötig!
Nahezu täglich streitet sich die Bundesregierung über die
Umsetzung der Energiewende. Es fehlt an Plänen,
Absprachen und Vorstellungen. Der aktuelle Zwist über
Maßnahmen zur Beschleunigung des Ausbaus der Offshore-
Windenergie zeigt einmal mehr, dass die vor einem Jahr in
panischer Eile beschlossenen Gesetze zur Energiewende
nicht nur handwerklich schlecht sind, sondern eine praktische
Realisierung der Energiewende behindern.
Die fehlenden Kapazitäten der abgeschalteten Atom-
kraftwerke wollte die Bundesregierung unter anderen mit
einem forcierten Ausbau der Offshore-Windenergie
ausgleichen. Hierbei haben die Verantwortlichen zwei
entscheidende Punkte ignoriert: Mit dem Ausbau der
Offshore-Windenergie betreten wir in Deutschland
technologisches und regulatorisches Neuland. Ein solcher
Prozess kann erfolgreich gestaltet werden, wenn den
Akteuren ausreichend Zeit für Lernprozesse eingeräumt wird.
Deshalb hat unsere Bundestagsfraktion bereits im Juni
vergangenen Jahres dafür plädiert, die parlamentarischen
Beratungen zum Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und
zum Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) mit der gebotenen
Sorgfalt zu führen und nicht innerhalb von sechs Wochen
ohne Rücksicht auf Verluste durch den Bundestag zu
peitschen.
Eine stärkere Unterstützung der erprobten Windenergie an
Land und genügend Zeit zum Ausbau der Offshore-
Windenergie wären richtig gewesen. Darüber hinaus kann
der in Offshore-Windenergieanlagen erzeugte Strom nur
einen Beitrag zur Versorgungssicherheit des Landes leisten,
wenn der Ausbau der Übertragungs- und Verteilnetze
vorangeht.
Regelmäßig stellt die Bundesnetzagentur fest, dass selbst
der Ausbau der vor drei Jahren im Energieleitungs-
ausbaugesetz festgeschriebenen Stromtrassen nicht

vorankommt. Der zur Systemintegration der Erneuerbaren
Energien notwendige Ausbau der Verteilnetze findet bei
der Bundesregierung gar keine Beachtung. Die Probleme
beim Anschluss der Offshore-Anlagen führen bei vielen
Investoren zu laufenden Verlusten in Millionenhöhe. Und
dies betrifft nicht ausschließlich große finanzkräftige
Unternehmen oder Fonds, sondern auch mittelständische
Betriebe und Stadtwerke.
Die Bundesregierung ist nach einem Jahr gefordert, eine
ehrliche und transparente Bilanz ihrer Energiepolitik zu
ziehen. Die Menschen haben ein Recht darauf zu erfahren
wo wir beim Ausbau der Offshore-Windenergie und dem
damit verbundenen Ausbau der Übertragungsnetze
stehen. Zudem muss die Bundesregierung offen sagen,
wie sie es hält mit dem für die Systemintegration der
Wind- und Sonnenenergie unerlässlichen Ausbau der
Verteilnetze und der Entwicklung intelligenter Netze, sowie
der Schaffung von verlässlichen Rahmenbedingungen für
den Bau und Betrieb konventioneller Kraftwerke.

International
„Pussy Riot“ – Russland ist zum Sorgen machen!
Nach der Wahl Putins steigt die Spannung in der
russischen Bevölkerung. Die Einhaltung von Grundrechten
ist nicht gewährleistet. Putin will seinen Gegnern
signalisieren, was bei Widerstand mit ihnen passiert.
„Rowdytum“ lautet der Schuldspruch gegen Nadeschda
Tolokonnikowa, Maria Alechina und Jekaterina
Samuzewitsch von der Band „Pussy Riot“ für ihr Putin-
kritisches Punkgebet. Meinungsfreiheit als Rowdytum zu
etikettieren, kann nur den Herrschenden eines autoritären
Systems in den Sinn kommen. Das Urteil des Moskauer
Gerichts ist politisch begründet und soll allen
Regimekritikern eine Warnung sein. Diese Strategie wird
nicht aufgehen. Der Widerstand gegen die zunehmende
Einschränkung der politischen und bürgerlichen Rechte in
Russland wächst. Vor allem die junge Generation fordert
ihre Rechte ein, die ihr nicht nur nach den internationalen
Konventionen zustehen, zu deren Einhaltung Russland
sich verpflichtet hat, sondern auch nach Artikel 44 der
russischen Verfassung: „Jedem wird die Freiheit
literarischer, künstlerischer, wissenschaftlicher,
technischer und anderer Arten schöpferischer Tätigkeit
sowie die Freiheit der Lehre garantiert.“ Der Schuldspruch
ist eine Schande für die russische Justiz, die der Politik
ganz zu Diensten ist. Die drei Frauen sind politische
Gefangene. Sie haben mit friedlichen Mitteln in einer
Kirche ihren politischen Protest ausgedrückt.
Deshalb sind sie sofort und bedingungslos freizulassen.

Bonbon
„Das Undenkbare wird dann denkbar, wenn man es
ausspricht.“

(Wilfried Scharnagl, Buchautor)
über die Unabhängigkeit Bayerns

Termine

25.08.12 09.00 Uhr SPD-Sommerakademie
Demografischer Wandel

19.00 Uhr Festakt Heimatgeschichte und
Brauchtumspflege
Helmenzen

26.08.12 09.30 Uhr Preisschießen SV Maulsbach
11.00 Uhr Kinderkrebshilfe in Berod
13.00 Uhr Seifenkistenrennen Forst

27.08.12 18.30 Uhr SPD Kreisvorstand AK
28.08.12 19.30 Uhr SPD Hamm
29.08.12 – 31.08.12 Besuch der Paralympics in

London


